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Gesetzesbeschluss 
des Deutschen Bundestages

Gesetz zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 227. Sitzung am 6. Mai 2021 aufgrund  

der Beschlussempfehlung und des Berichtes des Ausschusses für Recht und  

Verbraucherschutz – Drucksache 19/29392 – den von der Bundesregierung  

eingebrachten

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 

– Drucksachen 19/18792, 19/19367 –

mit beigefügten Maßgaben, im Übrigen unverändert angenommen.

Fristablauf: 28.05.21 

Erster Durchgang: Drs. 169/20
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1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Im Eingangssatz werden die Wörter „[Artikel 6 des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität, Bundestagsdrucksache 
19/18470] geändert worden ist“ durch die Wörter „Artikel 7 des Gesetzes vom 30. März 
2021 (BGBl. I S. 441) geändert worden ist, dieses wiederum geändert durch Artikel 15 des 
Gesetzes vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 448)“ ersetzt. 

b) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

‚1. In § 1 Absatz 2 wird die Angabe „§§ 2 und 3“ durch die Wörter „§§ 2 bis 3b und 5a“ 
ersetzt.‘ 

c) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a wird Nummer 2 wie folgt gefasst: 

„2. Art, Grundzüge der Funktionsweise und Reichweite von gegebenenfalls 
eingesetzten Verfahren zur automatisierten Erkennung von Inhalten, die entfernt 
oder gesperrt werden sollen, einschließlich allgemeiner Angaben zu verwendeten 
Trainingsdaten und zu der Überprüfung der Ergebnisse dieser Verfahren durch 
den Anbieter, sowie Angaben darüber, inwieweit Kreise der Wissenschaft und 
Forschung bei der Auswertung dieser Verfahren unterstützt werden und diesen 
zu diesem Zweck Zugang zu Informationen des Anbieters gewährt wurde,“. 

bb) Buchstabe f wird wie folgt geändert:  

aaa) Der Änderungsbefehl wird wie folgt gefasst:  

„Die folgenden Nummern 11 bis 17 werden angefügt:“. 

bbb) Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 12 eingefügt: 

„12. Anzahl der im Berichtszeitraum eingegangenen Gegenvorstellungen nach 
§ 3b Absatz 3 Satz 1, jeweils mit Angaben, in wie vielen Fällen von einer 
Überprüfung gemäß § 3b Absatz 3 Satz 3 abgesehen wurde und in wie 
vielen Fällen der Gegenvorstellung abgeholfen wurde,“. 

ccc) Die bisherigen Nummern 12 und 13 werden die Nummern 13 und 14. 

ddd) Die bisherige Nummer 14 wird durch die folgenden Nummern 15 bis 17 ersetzt: 

„15. eine Zusammenfassung mit einer tabellarischen Übersicht, die die 
Gesamtzahl der eingegangenen Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, 
den prozentualen Anteil der auf diese Beschwerden hin entfernten oder 
gesperrten Inhalte, die Anzahl der Gegenvorstellungen jeweils nach § 3b 
Absatz 1 Satz 2 und nach Absatz 3 Satz 1 sowie jeweils den prozentualen 
Anteil der auf diese Gegenvorstellungen hin abgeänderten 
Entscheidungen den entsprechenden Zahlen für die beiden 
vorangegangenen Berichtszeiträume gegenüberstellt, verbunden mit einer 
Erläuterung erheblicher Unterschiede und ihrer möglichen Gründe, 

16. Erläuterung der Bestimmungen in den Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des Anbieters über die Zulässigkeit der Verbreitung 
von Inhalten auf dem sozialen Netzwerk, die der Anbieter für Verträge mit 
Verbrauchern verwendet, 

17. Darstellung, inwiefern die Vereinbarung der Bestimmungen nach 
Nummer 16 mit den Vorgaben der §§ 307 bis 309 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und dem sonstigen Recht in Einklang steht.“ 
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d) Nummer 3 Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

‚d) Dem Absatz 7 werden die folgenden Sätze angefügt: 

„Sie gibt der zentralen Aufsichtsstelle der Länder für den Jugendmedienschutz vor 
der Entscheidung über die Anerkennung Gelegenheit zur Stellungnahme. Die 
Entscheidung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden. Eine Befristung soll 
den Zeitraum von fünf Jahren nicht unterschreiten.“ ‘ 

e) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt: 

‚4. § 3a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Übermittlung an das Bundeskriminalamt muss enthalten: 

1. den Inhalt und, sofern vorhanden, den Zeitpunkt, zu dem der Inhalt geteilt 
oder der Öffentlichkeit zugänglich gemacht worden ist, unter Angabe der 
zugrunde liegenden Zeitzone, 

2. folgende Angaben zu dem Nutzer, der den Inhalt mit anderen Nutzern geteilt 
oder der Öffentlichkeit zugänglich gemacht hat: 

a) den Nutzernamen und, 

b) sofern vorhanden, die gegenüber dem Anbieter des sozialen Netzwerkes 
zuletzt verwendete IP-Adresse einschließlich der Portnummer sowie den 
Zeitpunkt des letzten Zugriffs unter Angabe der zugrunde liegenden 
Zeitzone.“ 

b) Folgender Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Strafverfolgungsbehörden dürfen für einen allgemeinen Austausch mit 
den Anbietern sozialer Netzwerke über die Anwendung der Absätze 1 bis 7 die 
hierfür erforderlichen personenbezogenen Daten in anonymisierter oder, wenn 
eine Anonymisierung nicht möglich ist, in pseudonymisierter Form 
verarbeiten.“ ‘ 

f) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5 und wird wie folgt geändert: 

aa) § 3b wird wie folgt geändert: 

aaa) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der Anbieter eines sozialen Netzwerks muss ein wirksames und transparentes 
Verfahren nach Absatz 2 vorhalten, mit dem sowohl der Beschwerdeführer als 
auch der Nutzer, für den der beanstandete Inhalt gespeichert wurde, eine 
Überprüfung einer zu einer Beschwerde über rechtswidrige Inhalte getroffenen 
Entscheidung über die Entfernung oder die Sperrung des Zugangs zu einem 
Inhalt (ursprüngliche Entscheidung) herbeiführen kann; ausgenommen sind die 
Fälle des § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b.“ 

bbb) In Absatz 2 Nummer 4 werden nach dem Wort „begründet“ ein Komma und 
die Wörter „in den Fällen der Nichtabhilfe dem Beschwerdeführer und dem 
Nutzer jedoch nur insoweit, wie diese am Gegenvorstellungsverfahren bereits 
beteiligt waren,“ eingefügt. 
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ccc) Die folgenden Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Sofern einer Entscheidung über die Entfernung oder die Sperrung des 
Zugangs zu einem Inhalt keine Beschwerde über rechtswidrige Inhalte 
zugrunde liegt, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Liegt der 
Entscheidung eine Beanstandung des Inhalts durch Dritte zugrunde, tritt an die 
Stelle des Beschwerdeführers diejenige Person, welche die Beanstandung dem 
Anbieter des sozialen Netzwerks übermittelt hat. Abweichend von Absatz 2 
Nummer 3 ist es nicht erforderlich, dass die Überprüfung durch eine mit der 
ursprünglichen Entscheidung nicht befasste Person erfolgt. Abweichend von 
Absatz 1 Satz 2 bedarf es der Überprüfung nach Satz 1 dann nicht, wenn es 
sich bei dem Inhalt um erkennbar unerwünschte oder gegen die Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des Anbieters verstoßende kommerzielle 
Kommunikation handelt, die vom Nutzer in einer Vielzahl von Fällen mit 
anderen Nutzern geteilt oder der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurde und 
die Gegenvorstellung offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat. 

(4) Der Rechtsweg bleibt unberührt.“ 

bb) § 3c Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. ihr Träger eine juristische Person ist, 

a) die ihren Sitz in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, für den die Richtlinie 2010/13/EU gilt, hat, 

b) die auf Dauer angelegt ist und 

c) deren Finanzierung gesichert ist,“. 

cc) In § 3e Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „in Verbindung mit § 184d“ gestrichen. 

g) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6. 

h) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7 und § 4a Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:  

„§ 4 Absatz 5 gilt mit der Maßgabe entsprechend, dass dasjenige Gericht zuständig ist, 
welches über den Einspruch gegen einen Bußgeldbescheid entscheiden würde.“ 

i) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8. 

j) Die bisherige Nummer 8 wird durch die folgenden Nummern 9 und 10 ersetzt: 

‚9. Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 

„§ 5a 

Auskünfte für wissenschaftliche Forschung 

(1) Forscher im Sinne dieser Vorschrift ist jede natürliche oder juristische 
Person, die wissenschaftliche Forschung betreibt. 

(2) Ein Forscher kann vom Anbieter eines sozialen Netzwerks qualifizierte 
Auskünfte verlangen über 

1. den Einsatz und die konkrete Wirkweise von Verfahren zur automatisierten 
Erkennung von Inhalten, die entfernt oder gesperrt werden sollen, insbesondere 
zu Art und Umfang eingesetzter Technologien und den Zwecken, Kriterien und 
Parametern für deren Programmierung sowie zu den eingesetzten Daten, 
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2. die Verbreitung von Inhalten, die Gegenstand von Beschwerden über 
rechtswidrige Inhalte waren oder die vom Anbieter entfernt oder gesperrt worden 
sind, insbesondere die entsprechenden Inhalte sowie Informationen darüber, 
welche Nutzer in welcher Weise mit den Inhalten interagiert haben. 

(3) Auskünfte nach Absatz 2 können nur verlangt werden, soweit sie für 
Vorhaben einer im öffentlichen Interesse liegenden wissenschaftlichen Forschung zu 
Art, Umfang, Ursachen und Wirkungsweisen öffentlicher Kommunikation in sozialen 
Netzwerken und den Umgang der Anbieter hiermit erforderlich sind. 

(4) Die Auskunftserteilung darf nur erfolgen, wenn der Forscher gegenüber dem 
Anbieter des sozialen Netzwerks ein Schutzkonzept vorlegt. Das Schutzkonzept 
beinhaltet

1. eine Beschreibung der für die Forschungszwecke nach Absatz 3 erforderlichen 
Informationen, 

2. eine Beschreibung der beabsichtigten Verwendung der Informationen, 

3. eine Beschreibung der Vorkehrungen, um eine anderweitige Verwendung der 
Informationen zu verhindern, 

4. eine Beschreibung der Vorkehrungen, um die schutzwürdigen Interessen des 
Anbieters zu schützen, und 

5. eine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnahmen, die den 
Schutz der personenbezogenen Daten sicherstellen. 

Das Schutzkonzept ist zugleich mit dem Auskunftsverlangen an die zuständige 
Datenschutzaufsichtsbehörde zu übermitteln. 

(5) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks kann die Auskunft verweigern, wenn 

1. seine schutzwürdigen Interessen das öffentliche Interesse an der Forschung 
erheblich überwiegen oder 

2. die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Personen beeinträchtigt werden 
und das öffentliche Interesse an der Forschung das Geheimhaltungsinteresse der 
betroffenen Personen nicht überwiegt. 

(6) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks darf zu Zwecken der 
Auskunftserteilung nach Absatz 2 folgende personenbezogene Daten übermitteln: 

1. die verbreiteten Inhalte, 

2. Beschwerden über rechtswidrige Inhalte, 

3. Nutzernamen der an der Verbreitung Beteiligten, 

4. die näheren Umstände der Interaktionen der an der Verbreitung Beteiligten im 
Hinblick auf die jeweiligen Inhalte sowie 

5. Trainingsdaten von Verfahren zur automatisierten Erkennung von Inhalten, die 
entfernt oder gesperrt werden sollen, sowie Angaben zur Wirkweise, zu Zwecken, 
Kriterien und Parametern für die Programmierung dieser Verfahren. 

Die Daten sind anonymisiert oder zumindest pseudonymisiert zu übermitteln, soweit 
dies ohne Gefährdung des Forschungszwecks möglich ist. 

(7) Der Forscher darf die Daten ausschließlich verarbeiten für die Zwecke von 
Vorhaben wissenschaftlicher Forschung nach Absatz 3. Soweit besondere Kategorien 

Drucksache 362/21- 5 -

juris Lex QS
03052024 ()



 

 

 

 

von Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. 
L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in 
der jeweils geltenden Fassung verarbeitet werden, hat der Forscher dafür 
angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der 
betroffenen Person gemäß § 22 Absatz 2 Satz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes 
vorzusehen. Ergänzend zu den dort genannten Maßnahmen sind die Daten im Sinne 
des Artikels 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zu anonymisieren, sobald dies 
nach dem Forschungszweck möglich ist. Darüber hinausgehende 
datenschutzrechtliche Vorgaben bleiben unberührt. 

(8) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks hat gegenüber dem Forscher 
Anspruch auf Erstattung der durch die Auskunftserteilung nach Absatz 2 
entstehenden Kosten in angemessener Höhe. Bei der Bestimmung der angemessenen 
Höhe ist zu berücksichtigen, dass die Kosten kein wesentliches Hindernis für die 
Inanspruchnahme des Auskunftsrechts darstellen dürfen. § 287 Absatz 1 der 
Zivilprozessordnung ist entsprechend anzuwenden. Die erstattungsfähigen Kosten 
dürfen vorbehaltlich des Satzes 5 höchstens 5 000 Euro betragen. Dieser Betrag darf 
nur überschritten werden, wenn durch die Erteilung der Auskunft ein 
außergewöhnlich hoher Aufwand entsteht. Nach Vorlage des Schutzkonzepts nach 
Absatz 4 kann der Forscher vom Anbieter die Vorlage eines unentgeltlichen 
Kostenanschlags innerhalb einer angemessener Frist verlangen.“ 

10. Dem § 6 werden die folgenden Absätze 3 bis 6 angefügt: 

„(3) Für Berichte, die sich auf Zeiträume bis einschließlich … [einsetzen: letzter 
Tag des Kalenderhalbjahres, in dem der Tag liegt, der nach Ablauf von drei Monaten 
auf den Tag der Verkündung dieses Gesetzes folgt] beziehen, ist § 2 in der Fassung 
des Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken vom 
1. September 2017 (BGBl. I S. 3352) anzuwenden. 

(4) Der Bericht nach § 3 Absatz 9 ist erstmals zum 31. Juli 2022 vorzulegen. 

(5) Für Einrichtungen der Regulierten Selbstregulierung, die am … [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 4 Absatz 1] bereits anerkannt 
waren, ist § 3 Absatz 6 Nummer 3 bis zum Ablauf des Jahres … [einsetzen: Jahreszahl 
des auf das Jahr des Inkrafttretens nach Artikel 4 Absatz 1 dieses Gesetzes folgenden 
Kalenderjahres] in der Fassung des Gesetzes zur Verbesserung der 
Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken vom 1. September 2017 (BGBl. I S. 3352) 
anzuwenden. 

(6) Auf Anbieter, die nicht Anbieter von Videosharingplattform-Diensten sind, 
ist § 3b erst ab dem … [einsetzen: Datum des ersten Tages des vierten auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats] anzuwenden. Bei Anbietern von 
Videosharingplattform-Diensten ist § 3b im Hinblick auf Inhalte, die keine 
nutzergenerierten Videos oder Sendungen sind, erst ab dem … [einsetzen: Datum des 
ersten Tages des vierten auf die Verkündung folgenden Kalendermonats] 
anzuwenden.“ ‘ 
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2. Artikel 3 wird durch die folgenden Artikel 3 und 4 ersetzt: 

„Artikel 3 

Änderung des Gesetzes zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität 

Artikel 7 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 des Gesetzes zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus und der Hasskriminalität vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 441), das durch 
Artikel 15 des Gesetzes vom 30. März 2021 (BGBl. I S. 448) geändert worden ist, wird 
aufgehoben.

Artikel 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am … [einsetzen: Datum des 
Montags der dritten auf die Verkündung folgenden Kalenderwoche] in Kraft. 

(2) In Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb tritt § 3 Absatz 2 Nummer 5 
des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes am … [einsetzen: Datum des ersten Tages des vierten auf 
die Verkündung folgenden Kalendermonats] in Kraft. 

(3) Am 1. Februar 2022 treten in Kraft: 

1. Artikel 1 Nummer 4, 

2. Artikel 1 Nummer 6 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc und dd und Buchstabe b und 

3. Artikel 1 Nummer 9.“ 
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